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DieTarikpolitilr derlkeichsbahn
Die Einführung 'von ^Wertbeständigen «Gütertarifen " bei

her Reichsbahn ab 20 . August und die Bekanntgäbe der ersten
Schlüsselzahl von 1,2 Millionen -(inzwischen ist eine weitere
Erhöhung erfolgt) , mit dem die Grund - (Friedens )Tarife ver¬
vielfältigt werden müssen , um den zu zahlenden Frachtbetrag
zu ergeben, hat die Frage aufgeworfen , ob diese -Schlüsselzahl,
die hinsichtlich der Bewertung der Mark einem Dollarstande
von 5 Millionen entspreche , gerechtfertigt sei. Bei dieser Frage¬
stellung wird jedoch, wie der Herr Reichsverkehrsminister im
Haushaltsausschutz des Reichstags darlegte , nicht berücksichtigt ,
dass der größte Teil der «Stoffe , die die Selbstckosten der Reichs¬
bahn ausmachen , den heutigen Dollarstand und damit den
Weltmarktpreis bereits weit überschritten h aben. Für westfälische
Fettstückkohle , die zu Friedenszeiten die Tonne 12—>16 Mark
kostete , bezahlt die Reichsbahn heute 31 Millionen Mark , d. h.
das 2J4 millionenfache. Bei englischer Lokomotrbkohle betragen
die Aufwendungen bei einem Stande des Pfundes von 12,4
Millionen immer noch das 2 millionenfache. Stabeifen , das
bei einem Dollarstande von 5 Millionen das 2,1 millionenfache
des Friedens tastete, ist bei einem Dollarstande von 2,7 Mil¬
lionen erst auf das 1^ millionenfache des Friedens gefallen .
Me diese Preise bewegen sich also über der «Goldbasis . Sie
sind heute noch umso mehr ausschlaggebend, als das «Verhältnis
der persönlichen zu den sachlichen Kosten, das zu Friedens -
zeiten 60 : 60 betrug , sich auf 30 : 70 verschoben hat ; d . h . die
sachlichen Kosten spielen bei der Preisbemessung eine erheblich
grötzere Rolle als die Aufwendungen für Gehälter und Löhne.
Ausschlaggebend ist hierbei die Kohle : Während im -Frieden
7ch Prozent der Gesamtausgaben der Reichsbahn aus Kohlen
entfiel, macht der Anteil der Kohle infolge ihrer Preissteige¬
rung heute 28,6 v . H . aus .

Berücksichtigt man dies, so wird eS erklärlich, datz der Güter¬
tarifindex der Reichsbahn über der Dollarparität liegt, obwohl
ein Teil ihrer Selbstkostenfaktoren und vor allem der Index der
Lohne und Gehälter bekanntlich erheblich hinter diesem Wert
zurückbleibt . Datz sich diese Indexzahl jedoch keineswegs in
gleicher «Höhe auf alle Frachtverhältnisse auswirkt , zeigt nach»
stehende Übersicht : -

Diese «Indexziffer (ID Millionen ) ergibt ab 20. August nach
Abrechnung der Verkehrssteuer, die 1814 noch nicht bestand, ein
Vielfaches der Friedensfracht :

A D F
Stückgutklasse I W agenladungsklafsen

100 lau 1183 000 1400000 1275000 937 000
300 km 1066 000 1300000 1152000 866000
500 km 1 003 000 1164000 1045 000 860000

1000 km 856 000 808000 730000 702 000
Demnach machen die Frachten bei Beförderung auf große

Entfernungen auch nach dem 20. August eimm vechältnismätzig
geringen Teil Preises aus . Wer auch auf die Nahent¬
fernungen Oer Kostenanteil der Fracht am derzeitigen Ge¬
samtpreis bei den meisten Gütern geringer als er 1814 war .

Es ist zwar richtig, datz die Preise durch die Frachterhöhung
beeinflutzt werden . «Aber her Antrieb der Preisschraube liegt
nicht bei der Eisenbahn ; diese folgt vielmals immer erst nach ,
auch in den letzten Monaten .

Gegenüber Anfang .März hat die Reichsbahn die Frachten
bis Mitte August nur um das lOfache erhöht, nachdem sie bis
1. Juni die Februarfrachten unverändert aufrecht erhalten
hatte . Trotzdem war bis Mitte August der GrotzhandÄsindex
auf das lOöfache, der «Kohlenpreis sogar auf das 180fache des
Märzstandes gestiegen.

Die neuen Lisenbabn - u. posttarike
Der ReichSverkehrsminister hat unter Zustimmung deS

Rerchskabinetts vom 1. September ab die Schlüsselzahl im
Personenverkehr von 160 000 auf 608 000, im Gütertarif vonID auf 1,8 Mill . hinaufgesetzt. Gleichzeitig werden -Ausnahme ,
tarife für Obst und Gemüse eingeführt . Karraffeln werdenheute schon zu einem Fünftel des normalen Tarifs , also weitunter den Selbstkosten, gefahren . Die «Geldentwertung zwingt^auch die Reichsbahn, auf rechtzeitige Bezahlung ihrer Leistun -

zu dringen , um so auch an ihrem Teil die Inflation ab-
Sudämmen. Dies gilt namentlich hinsichtlich des Eingangs derFrachten. In erster Linie ist deshalb eine Änderung des
letzigen Stundungsverfahrens in -Aussicht genommen . Autzer-oem wird vom 1 . September ab für Frachten , die nicht vom« eisender bei Aufgabe der Güter , also in Frankatur , bezahlt ,imidern erst bei Empfang des Gutes vom Empfänger durch
Überweisung erlegt werden, ein zehnprozentiger Zuschlag auf!»e tarifmätzigen Frachten erhoben.

£
September werden nach dem kürzlich voni Reichstagschadeten Gesetz die Postgebühren auf wertbeständigeund.a - e Die Postverwaltung hat für diesen Zeit¬

punkt den Multiplikator auf 750000 festgesetzt . Die Ge - «
bühren betragen demnach:

für eine Postkarte im Ortsverkehr 16 000, im Fernverkehr90000 M ., für Briefe im Ortsverkehr bis zu 20 Gramm
30 000 { , -2 000 ) M ., für Pakete in der ersten Zone 180 000 bis
1 Million, in der zweiten 360000 bis 2 Millionen , in der drit¬
ten 320 000 bis 3 Millionen -Mark , für Postanweisungen , fürdie der Meistbetrag auf 200 Millionen erhöht ist, 30 000 bis
400000 M . Für Telegramme werde erhoben bei Ferntele¬
grammen eine Grundgebühr von 120000 «M ., außerdem für
jedes Wort 60 000 M ., bei Ortstelegrammen die Hälfte dieser
Sätze . Im Fernsprechverkehr fallen die Jahresgrundgebühren
für einen «Hauptanschluß ab 1. «September fort ; es werden nur
noch Gesprächsgebühren erhoben, wobei eine Mindestzahl von20 bis zu 60 Gesprächen monatlich festgesetzt ist je nach der
Ausdehnung des Ortsnetzes . Die «Ortsgespräche kosten vom
1. September an 26 000 M ., die Gebühren für Ferngesprächebis zu 3 Minuten , beginnend bei einer Entfernung bis zu6 Kilometer 76 000 M . und steigend bei Entfernungen bis zu
100 Kilometer auf 676000 M . Für jede weiter angefangene
hundert Kilometer mehr erhöht sich die Gebühr um 226 000 M .
Die Fernsprechteilnehmer können ihre Einrichtung aus Anlatz
der Gebührenerhöhung auf den 31 . August oder 30. «Septem -
ber kündigen.

Der Unhalt der belgischen Note
Die belgische Antwortnote an England , die nun veröffent¬

licht wird , schlägt u . a . neue Verhandlungen der alliierte « Mi -
nisterpräsidenten vor, wobei darauf hinzuweisen ist, datz die
englische Presse, der dies schon bekannt war , sich wenig davon
versprach, den ganzen Komplex der Reparationsfragen von
neuem zum so und fovielten Male aufzurollen . In der Sicher -
heitssvage, die in der Note wieder erwähnt wird , gibt eS
jedenfalls für Deutschland keine «Konzessionen, die auf einen
Verzicht der deutschen Souveränität im Rheinland hinaus¬
liefen . Die Note geht nur auf gewisse «Punkte der englischen
Note ein, besonders auf den Punkt , der den Borrang der bel¬
gischen Ansprüche betrifft und der in -Belgien einen peinlichen
«Eindruck gemacht habe. In der Note heißt es :

Die belgische Regierung zieht es vor, der Diskussion über
die Rechtmähigkeit der Ruhrbesetzung keine neue «Konfliktnah¬
rung zu geben, da andere wichtigere Fragen die Aufmerksam¬
keit der Alliierten beanspruchen. Die belgische «Regierung
erinnert an die einfach« Wirtschaftskonrolle und die nnsichtbare
Besetzung, hie ursprünglich im Ruhrzebiet durchgeführt wer .
den sollten. «Für den Fall , datz der Widerstand zur Einstellung
gelangt , ist die schrittweise Rückkehr zu der Lage ' vom Januar
vorgesehen. Das Pfand könnte dann Gegenstand einer inter¬
alliierten Kontrolle werden. Die «Räumung des Ruhrgebietes
werde in dem «Matze durchgeführt, in dem Deutschland seine
Reparationsverpftichtungen erfülle. Belgien kann also die
ihm zugeschriebene «Wsicht , endgültig im Ruhrgebiet zu Rei¬
ben, nicht zugeben. Dann kommt die Note, auf den Vorrang
der belgischen Ansprüche zu sprechen und erinnert England
daran , datz Belgien während des 'Krieges der Vorrang feine?
Ansprüche zugebilligt wurde.

Im zweiten Teil der -Note liefert die belgische Regierung er¬
gänzende Ausführungen zu ihren Vorschlägen vom 30. Juli
1«923 betr . die Lösung der Reparationsfrage . Sie stellt fest,
datz im Laufe des jüngsten Meinungsaustausches Fortschritte
auf dem Weg« gemacht seien , der zur Verständigung der Ver¬
bündeten führen müsse . Es sei eine einmütige Zustimmung
erreicht hinsichtlich der engen gegenseitigen Abhängigkeit zwi¬
schen der Reparationsfrage und dem Problem der alliierten
Schulden . Ferner die Zustimmung zu dem Grundsatz , datz,
wenn es richtig wäre , die Zahlungsfähigkeit Deutschlands in
«Erwägung zu ziehen, es auch recht und billig wäre , diejenige
der Gläubiger Deutschlands zu berücksichtigen . Die deutsche
Schuld, wie sie am 16. Mai 1621 festgesetzt wurde , könne in
Verbindung mit der gegenseitigen Streichung der interalliier¬
ten «Schulden beträchtlich herabgesetzt werden. «Die belgischen
technischen Studien , die den Alliierten unterbreitet worden
seien, setzen auseinander , mit welchen Mitteln Deutschland
nach einer Übergangsperiode imstande fein werde, Jähreszah -
lungen zu leisten, die dieser herabgesetzten Ziffer entsprächen.
«Dabei wird erklärt, datz Belgien, das schon 1l4 «Milliarden
Goldmark erhalten habe, noch weitere fünf Milliarden Goltz-
«mark zustehen.
. Zusammenfassend glaubt die belgische Regierung , datz zur¬
zeit die Erörterungen hinreichend fortgeschritten seien, damit
freundschaftliche und vertrauliche Verhandlungen zwischen den
alliierten Ministern ausgenommen werden können . Die bel¬
gische Regierung betont schließlich noch einmal , welches In¬
teresse Belgien an «iner Lösung der Sicherheitsfrage HWe.
Solange die Sicherheit derjenigen Länder , in die im Kriege der
Feind eingedrungen sei, nicht gewährleistet sei, werde eS «weder
Ruhe noch Frieden geben, noch die Möglichkeit bestehen, die
Rüstungen einzuschränken. Die belgische Regierung gebe dem
Wunsche Ausdruck , auch über diese Frag « in London zu ver¬
handeln .

*
Paris , 28 . Aug. Havas verbreitet folgende Mitteilung : Die

belgische «Antwort aus die englische Note, die bereits die voll¬
kommene Billigung PoincareS erhalten hat , wird in den fran -
zösischen politischen Kreisen sehr günstig ausgenommen . Man
beglückwünscht sich zu dem Geiste enger Solidarität , den die
belgische Regierung gegenüber der französischen Regierung
zeigt, und man stellt mit lebhafter Genugtuung die vollkom¬
mene Übereinstimmung der Ansichten der beiden Regierungen
in den Fragen , die die Gesetzmässigkeit der Ruhrbesetzung, die
Einstellung des passive« Widerstandes usw. betreffen , fest.

Grundsatz der belgischen Priorität hat immer noch die feste Un¬
terstützung Frankreichs . Die französische Regierung ist aleich -
«falls der Ansickt . datz ein« große interalliierte Zusammenkunftnützlicherweise erst dann eiuberufen werden kann , wenn allealliierten Regierungen die Sicherheit erlangt haben, zu einer
uneingeschränkten Verständigung und zu konkreten Lösung««
zu kommen.

politische Neuigkeiten
Die Lage der Länder und Gemeinden
Am Montag fanden im Reichsfinanzministrrium zu Berlin

mit den «Vertretern der Landesregierungen , des Deutschen
Städtetages , des Reichsstädtebundes und des Landgemeinde-
tazes eingehende «Verhandlungen über die Frage statt , wie der
finanziellen Notlüge der Länder und Gemeinden abgeholfenwerden kann . Es wurde allgemein darauf hingewiesen, datz
sich diese Notlage infolge der in letzter Zeit eingetretenen star¬
ken «Geldentwertung , der erheblichen Verschärfung der wirt¬
schaftlichen Lage und der durch die Anpassung der Bezüge der
Beamten , «Angestellten und Arbeiter an die Geldentwertung
erforderlich gewordenen Gehalts - und Lohnaufbesserungen in
besorgniserregender Weise verschärft habe . Es wurde deshalb
fast von allen Seiten gefordert, dass die vierteljährlichen Bor-
ausz «chlungen der Beamtenbezüge mit Rücksicht auf diese
«Entwicklung und die Unmöglichkeit der Beschaffung der erfor¬
derlichen Zahlungsmittel künftig eingestellt werden sollten,wobei - auf die besonderen Verhältnisse des besetzten Gebiete»
Rücksicht zu nehmen sei. Nach längeren Verhandlungen wurde
in beinahe allen «Punkten eine vollständige Einigung erzielt .Wie verlautet , will sich das Reichskabinett in den nächste «
Tagen Wer die Vorlage schlüssig machen, - die die Abschaffungder Wierteljcchrszahlungen der Beamtengehälter bezweckt.

Die Goldsteuer der Landwirts <Datt
Nach dem Gesetz über die Besteuerung der Betr 'ebe habe«die landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischenBetriebe für die Monate September 1923 bis einschlietzlüh

Februar 1924 eine am ersten jeden Monats , zuerst also am 1 .
September , fällig werdende Abgabe zu entrichten . Die Abgabe
beträgt für je 2000 Mark des für das Grundstück sestgestelltenoder sestznstellenden Wehrbeitragswertes 1,50 Mark in Gol8
monatlich. Bei den verpachteten Grundstücken ist der Eigen¬tümer und der Pächter nur je zur Hälfte abgabepflichtig . Wird
die Wgabe in Papiermark entrichtet, so ist sie mit den für -den
Tag der Zahlung maßgebenden Umrechnungssatz zu vervielfA-
tigen . Der Umrechnungssatz wird am Donnerstag einer jede»
Woche bekanntgegeben werden und gilt vom Samstag dersel¬ben Woche bis Freitag einschliesslich der folgenden Woche. Zah¬
lungen , die bis einschliesslich 31. August auf die Landabgabo
geleistet werden , werden von den Finanzämtern zu dem Am-
xechnungssatz von 872 000 für eime Mark Gold angenommen«

Tum IkronMkt in der ireicvsbank
In der Angelegenheit der Entlassung des Betriebsratsvor -

«fitzenden der Reichsbank, Großmann , hat, das Reichsbankdirek -
torium das Feststellungsverfahren gegen Grotzmann beantragt .Der Streitfall kam am Dienstag vor der 2. Ferienzivilkammerdes III . Berliner Landgerichts zur Verhandlung. Die Reichs¬bank beantragte die Feststellung, Latz von dem genannten Tageab daS Arbeitsverhältnis zwischen Grotzmann und der Reichs¬
bank erloschen gewesen sei. Für den persönlich zur Verhand¬
lung erschienenen BetriebSratsvorsitzenden bestritt dessen Rechts¬
anwalt Schwindt die Zuständigkeit des Landgerichts. Nach de«
Betriebsrätegesetz sei zunächst der Schlichtungsausschutz zustän¬
dig . Für das Reichsbankdirektorium erklärt Justizrat Boehlau :
Ein Angestellter , der arbeitswillige Angestellte in ihrer pflicht¬
gemäßen Tätigkeit störe und dann noch seinen Arbeitgeber zur
Amtsniederlegung auffordere , habe einen eklatanten Grund
für eine fristlose Entlassung gegeben . Grotzmann habe die
Befugnisse des Betriebsratsvorsitzenden überschritten. Groß¬
mann selber erklärte , datz er als Betriebsratsvorsitzender in
erster Linie die Interessen der Angestellten zu vertreten und
im Zusammenhang damit auch den Betrieb vor irgendwelchen
Erschütterungen von außen her zu bewahren habe. Die Si¬
tuation sei damals sehr ernst gewesen , denn es habe die Gefahr
bestanden, datz dreitzigtausend streikende Buchdrucker sich gegen
die Reichsbank gewandt hätten , um gegen das unglücklich ab-
gefatzte Plakat zu demonstrieren. Nach kurzer Beratung er¬
klärte sich das Gericht für zuständig und beschloß, die , Sache
zwecks Beweiserhebung über die von den Parteien ausgestellten
Behauptungen auf Freitag , den 31 . August zu vertagen.

In einer Entschließung verlangt die Beamtenschaft der
Reichsbank Änderung der bisherigen Personalpolitik, die zum
physischen Zusammenbruch aus Überarbeitung führe und erhebt
für den Fall eines Wechsels imPräsidium der Reichsbank Wider¬
spruch gegen eine Neubesetzung nach Partei , oder sonstigen
Rücksichten durch außerhalb der Bank stehende Persönlichkeiten.

IKurze Nachrichten
Preußisches Vorgehen gegen die Kommunisten. Der prcu-

ßische Minister des Innern hat auf Grund des Gesetzes zum
Schutz der Republik den Zentralcmsfchutz der Groß -Berlinee
Betriebsräte einschliesslich seiner Leitung, des VollzugSratS.
und seines Unterbaus , nämlich der Werbeausschüffe und Jn -
dustriegruppenausschüffe für das preußische Staatsgebiet , aus¬
gelöst und verboten . Dem Verbot ist eine ausführliche Begrün¬
dung beigegeben . Weitere ( polizeiliche nnd strafrechtlich : « Maß -
nahiuen sind eingÄeitet.



Das Urteil im Prozeß Oehme . Der Senat für Leipzig hat
am Dienstag nach ötägiger Verhandlungsdauer den wegen
Landesverrats und Spionage angeklagten Berliner Journali¬
sten Walter Oehme unter Freisprechung von den meisten t
der Anklageschrift gegen ihn erhobenen Anklagen zu einer Ge-
fängnisstrafe von einem Jahr unter Anrechnung von 5 Mo¬
naten Untersuchungshaft verurteilt . Der Haftbefehl gegen
den Angeklagten wurde aufgehoben, die Entlassung erfolgt
sofort ohne Kaution . Der Senat hat in der Urteilsbegrün¬
dung versuchten Landesverrat mit Spionage als erwiesen er-
achtet .

Über eine Kabinettskrise in Mecklenburg-Schwerin wird be¬
richtet : Die Leitung der Sozialdemokratischen Partei und die
Vorstände der Gewerkschaften hatten von dem unter sozial¬
demokratischer Leitung stehenden Ministerium verlangt , dag die
für den vergangenen Sonntag angesetzte Weihe eines Regi¬
mentsdenkmals untersagt werde. Das Staatsministerium
lehnte diese Forderung ab. Die der Sc^ ialdemokratischen Par¬
tei angehörenden Minister Stelling und Hennicke haben inzwi¬
schen ihre Portefeuilles zur Verfügung gestellt.

Die Buchhändlerschlüsselzahl ist mit sofortiger Wirkung von
einer -Million auf 1,2 Millionen erhöht worden.

Das Memelstatut . Die litauische Regierung hat beschlossen,
das vom Botschafterrat ausgearbeitete Statut für das Memel¬
gebiet ohne Abänderungen nicht zu unterzeichnen. Bekanntlich
sieht das Statut für das Memelgebiet außer der Zusammen¬
setzung des künftigen Memeler Hafenrats aus einem Polen ,
einem Litauer und einem Vertreter des Memelgebiets die Ver¬
pachtung eines Streifens des Memeler Hafens an Polen für
die Dauer von 99 Jahren vor und gewährt Polen den freien
Transit auf dem Njemen und der litauischen Eisenbahn . Li¬
tauen -will in einer Note an den Botschafterrat Abänderungs¬
vorschläge machen .

Amerika für einen Weltfriedenskongreß ? Die „Ti¬
mes " bestätigt aus Washington , daß der verstorbene
Präsident Härtung die Absicht gehabt habe, für 1924 eine Welt¬
friedenskonferenz einzuberufen . In amtlichen Kreisen werde
ausgedrückt, daß 'Präsident Eoolidge, der von dem ernsten Wunsch
erfüllt sei, die Politik Hardings fortzusehen, dieselbe Ansicht
habe.

RadLscke Nebersickt
Der bad. Lentrumskükirer Dr . Scboker

zur Lage
Zum Todestage Erzbergers schreibt Abgeordneter Dr . Scho¬

fel in der „Freiburger Tagespost" u . a . : -
„Seit dem 26 . August 1921 sind nun zwei Jahre oerflossen.

Dem Blutopfer am Kniebis inmitten der Schwarzwaldtannen
folgte das vom Grunewald in Berlin . Haben die, welche diese
Frevel auf ihrem Gewissen fühlen, dem Volk und Vaterland
genützt? Das Elend von heute steht m . E. nicht außer Zu¬
sammenhang mit diesen niederträchtigen Mordtaten . Trotzdem
man dieser Auffassung im Grunde kaum wird widersprechen
können, soll scheint das politische Gewerbe der Mordhetze weiter
ehen. 28er wird so das nächste Opfer fein müssen? Die
rtze geht nun gegen- die eben erst gebildete Regierung in Ber -

,n , speziell gegen Stresemann . Diesmal ist es keiner aus
unfern Reihen ; aber gerade darum kann es unsereiner um so
lauter und bestimmter sagen : Jetzt gilt es für die Presse, die
Freunde und Anhänger der Regierungsparteien , zusammenzu-
stehen und die Hetze niederzuhalten , bevor ste wieder eine
Mordatmosphäre zu erzeugen in der Lage ist. Die berufnen
Führer werden sich über die Organisation dieser Abwehr klar
werden müssen und das so frühzeitig , daß sie nicht zu spät
kommt . Das Zentrum soll man dabei auf seinem Posten sin»
bienl

Das Erbe , das die neue Regierung angetreten hat >md die
Aufgaben, die ihr gestellt sind , reizen wirklich nicht zum Neid.
Die Fragen müssen jedoch gelöst werden ! Würde Erzberger
heute noch unter uns sein, dann würde er sicherlich aussprechen:
Stattet die Regierung mit Vollmachten aus , und dann soll sie
handeln ! Vor allem müssen wir in der Währungsfrage wieder
eine einigermaßen feste Basis gewinnen , müssen wir die Ernäh¬
rung des Volkes sicherstellen ! Dazu genügen aber die ent¬
sprechenden Regierungsmaßnahmen allein nicht ! Ihnen muß
auch der Opferwille im Volke entsprechen ! Wer will, daß das
Vaterland vor dem tiefsten Abgrund , vor der Vernichtung, be¬
wahrt werden soll, der muß wohl auch zum Opfer „aus der
Substanz " sich bereit finden . Wer dazu nicht bereit -st, soll
sich nicht wundern , wenn eines Tages alles und alles verloren
ist ! Was heute noch möglich , gehört niorgen vielleicht aber¬
mals zu den verpaßten , nie wiederkehrenden Gelegenheiten !
Eczberger ist der Schöpfer des heutigen Steuersystems in sei¬
nen Grundlinien ; er würde es aber ablehnen, die Verantwor¬
tung für das zu übernehmen , was daraus geworden ist . In
seiner starken Hand hätte die deutsche Finanzpolitik sicherlich
andere Wege eingeschlagen. Heute kann man m. E . nur for¬
dern : Weg mit dem gegenwärtigen Steuerwust . Er nützt nur
denen, die sich zu drücken verstehen und — die Behörden drin¬
gen nicht mehr durch! Einige wenige große Steuern , und hier
durchfahren ! . . .

*
Die badische Zentrumspartei veranstaltete anläßlich der

zweiten Wiederkehr des Todestages Erzbergers am letzten
Sonntag eine Trauerfeier in Bad Griesbach . Der „Badische
Beobachter" berichtet darüber : Ilm 10 llhr begann in der
Pfarrkirche zu Griesbach das Requiem für den Verstoßenen .
Dann begaben sich die Teilnehmer nach der Alexanderschanze
an die Stelle , wo Erzberger starb, woselbst , wie ja bekannt ist,
ein Marterl errichtet ist. Landtagsabg . Seubert legte einen
Kranz nieder und hielt eine Gedächtnisrede . Er verlas einen
Brief des Chefs der Zentrumsfraktion des badischen Landtags ,
des Prälaten Dr . Schofer, der wegen seines gesundheitlichen
Zustandes und der schlechten Berkehrsverhältnisse am Erschei¬
nen verhindert war . — Der Redner schilderte dann ErzbergerS
Leben und Sterben . Der schon mit 38 Jahren in den Reichs¬
tag gewählte Erzberger war einer der fähigsten Köpfe der
Zentrumspartei . Wenn niemand mehr ein und aus wußte ,
er fand Rat . Schon im Jahre 1916 wandte er der Annexions¬
politik, die damals in Deutschland getrieben wurde , als erster
den -Rücken . In seiner Kenntnis der Sachlage riet er auch
von dem Beginn des U -Bokkrieges, der England in einigen
Monaten aushungern sollte, dringend ab und trat energisch
für den Frieden ein. Zum Abschluß des Waffenstillstandes
hat er sich nicht gedrängt . Die Zentrumspartei hat ' die Revo¬
lution nicht gewollt, nachdem sie aber nicht mehr zu verhin¬
dern war , hat sie in richtiger Erkenntnis der Dinge sie aufge¬
fangen und ist nicht tatenlos beiseite gestanden. Auch hier hat
Erzberger führend eingegriffen . Besonders in religiösen Fra¬
gen machte er seinen Einfluß geltend. Mit der Revolution
war es auch um die Macht der Militärpartei und der ihr nahe¬
stehenden -Kreise geschehen . Hier hatte Erzberger seine grim¬
migsten Feinde. Sie taten alles , um ihn unmöglich zu machen.
Die moralischen Urheber dieses Verbrechens sind in der deutsch¬
nationalen und völkischen Presse zu suchen . Erzberger würde

eS verstanden laben , durch seine Talkraft und scu '. e Beziehun¬
gen im In - : : nd Ausland daS Rrparationsproblcm einer Lö¬
sung entgegenzuführen . -Den französischen Chauvinisten aber ,
war der Mord an Erzbecger Wasser auf ihre Mühlen , denn ;
wenn Erzberger am Leben geblieben w-üre , hätte es vielleicht >
Frankreich nicht wagen können, siine Pläne in dem Maße zu
verwirklichen, wie es heute leider schon zu einem großen Test
geschehen ist. In der badischen Zentrumspartei hat Erz¬
berger immer treue Mitkämpfer gefunden , mochten auch noch
so viele an ihm irre werden . Mit einem Vaterunser für die
Seelenruhe des Verewigten fand , die Feier ihren Abschluß.

Die Teuerung in Waden in der
4 . Augustwocde

Die Landesindexziffer für die Lebenshaltungskosten (ohne
Bekleidung» stellt sich nach den Berechnungen des -Statistischen
Landesamts vom 27 . August auf . 891018,67 -( 1913/14 — 1 ) .
Die Teuerung gegenüber der Vorwoche (541 591,67 ) beträgt
somit 64,5 Prozent .

Die polizeiliche Mucberbekämpkung
Freiburg , 27. Aug. Die Tätigkeit der Wucherabteilung des

Bezirksamts hat sich infolge des Währungszerfalls in den letz¬
ten drei Wochen außerordentlich gesteigert. Da der bisherige
Beamtenstab die überfülle der Arbeit nicht mehr bewältigen
konnte, so mußte die Beamtenzahl auf das Doppelte vermehrt
werden. Wie sehr der Wucher zugenommen hat , geht daraus
hervor , daß in den letzten drei Wochen 95 neue Wuchcrfälle
aufgegriffen wurden .

Zur Strompreisfrage
Letzter Tage fand, wie uns von unterrichteter Seite geschrie¬

ben wird , in Lahr eine Versammlung der Vertreter der vom
Elektrizitätswerk Mittelbaden A .-G . versorgten Gemeinden
statt . Es wurde dargelegt, daß durch die enorme Geldentwer¬
tung von der Direktion des Werkes erhebliche Anzahlungen
kn ultimativer Form zur Beschaffung der Mittel für die Fort¬
führung des Betriebes gefordert werden mußten . Außerdem
wurde nachgewiesen , daß der Einwand von Gemeinden , Sum¬
men , wie gefordert , in Zukunft von ihren Einwohnern un¬
möglich erheben zu können, völlig haltlos ist. Es habe z . B.
eine Gememde ihre Juli - Stromr -ecbnung mit 7 % Millionen
Mark bezahlen können; in der Vorkriegszeit würde dieselbe
Gemeinde für die gleiche Strommenge den Wert von 363
Pfund Butter zu bezahlen gehabt haben, das bedeutet bei
einem Preis von einer halben Million für das Pfund rund
194 Millionen , statt 7 %- Millionen Mark !

Nach eingehender Aussprache wurde u . a. beschlossen, daß
die Gemeinden von ihren Abnehmern Grund - und Mindestbe¬
träge erheben, wie dies von den meisten Elektrizitätswerken ,
besonders vom Badenwerk mit Genehmigung des Landtages
erfolge ; ferner soll Sorge dafür getragen werden, daß in Zu¬
kunft als Dreschpreis pro Stunde der Wert von 12 Kraftkilo¬
wattstunden erhoben werde.

In diesem Zusammenhang dürsten die Beschlüsse der
außerordentlichen Mitgliederversammlung des Verbands cher
Elektrizitätswerke Württembergs und Hohenzollerns von In -
teiesse sein, die soeben in Stuttgart tagte . Es wurde dort zur
Beseitigung des Notstandes, in dem die Werke durch die fort¬
führenden Kohlenpreiserhöhungen geraten sind , beschlossen,die Strompreise auf eine wertbeständige Grundlage zu brin¬
gen. Von einer Berechnung ans Grund der Notierung des
Dollars soll bei der besonderen Art des Stromgeldeinzuges
Abstand genommen werden, dagegen soll als Grundlage der
Strompreisberechnung für sämtliche Elektrizitätswerke der je¬
weilige am Ende einer Verrechnungszeit gültige Kohlenpreis
maßgebend sein . Als Lichtstrompreis gilt bis auf weiteres der
Wert von 9 Kilogramm Kohlen. Als Kraststrompreis werden
70 bis 80 Prozent des so errechneten Lichtstrompreises festge¬
setzt. Im gleichen Verhältnis wie Licht- und Kraftkilowatt¬
stunden sollen auch die Licht- und Kraftpauschalen festgesetzt
werden. In Zeiten rascher Geldentwertung kommen zu die¬
sen Preisen noch Ausgleichszuschläge . Es wurde eine Kommis¬
sion gewählt , die die Unterlagen für die Strompreisberech¬
nung und die Preisberechnung selbst dauernd kontrollieren
und weiter behandeln soll . Da sich die Elektrizitätswerke
außer Stande sehen , mit den vorhandenen Mitteln Kohlen für
den laufenden Bedarf oder gar einen Vorrat für den Winter
einzukaufen, müssen sie von ihren Abnehmern oder der Regie¬
rung außerdem Vorschüsse zur Beschaffung von Betriebsmit¬
teln verlangen .

Ikrurze Macbricbten aus Waden
Mannheim , 28. Aug. Zum Gastwirtestreik meldet die „Neue

Badische Landeszeitung "
: Die Bewegung des Gastwirtsgewer¬

bes gegen die Getränkesteuer droht größeren Umfang anzu¬
nehmen . Nachdem der Freiburger Stadtrat die Einführung der
Getränkesteuer gänzlich abgelehnt hat , sah sich die Karlsruher
Gastwirtsvereinigung veranlaßt , in einem Schreiben an den
dortigen Stadtrat darzulegen , daß sie gleichsfalls gegen die
Getränkesteuer protestiert , obwohl sie in Karlsruhe bereits be¬
schlossen ist. Der Landesverband Baden des Gastwirtsgewerbes
ist entschlossen , die Mannheimer Protestbewegung zu unter¬
stützen, nötigenfalls auch durch Schließung der Nestaurations¬
betriebe . An die Spitzenverbände des Gastwirtsgewerbes im
Reiche sind entsprechenge Anträge gestellt worden.

Mannheim , 28 . Äug . Am Freitag , den 31 . August , nach¬
mittags von 3 bis 6 Uhr, findet für Inhaber des Brücken¬
visums wieder ein Austausch über die Meinbrücke Mann¬
heim—Ludwigshafen statt . Aus dem Büro der Flüchtlings¬
fürsorge in Mannheim , R 5 , liegt für Inhaber des Brücken¬
visums bis Freitag mitag 12 Uhr die Liste zum Einträgen auf .

-DZ . Freiburg i. Br ., 27. . Aug . Der Stadtrat bewilligte zu
den Wiederherstellungskosten für die Alpenvereinshütte am
Rauhen Joch in Vorarlberg dem deutsch-österreichischen Alpen -
verein Sektion Freiburg , einen Beitrag von 3 Millionen Mark .

DZ . Aus der Baar. Die Kartoffeln leiden unter der Trocken ,
heit . Im allgemeinen haben sie gut angesetzt, sind aber noch
verhältnismäßig klein . Unter der Trockenheit ist auch der
zweite Futterschnitt zurückgeblieben, dagegen hat die Ge¬
treideernte quantitativ sowie qualitativ ein gutes Ergebnis
gehabt. Die Frucht ist -dieses Jahr nicht verregnet . Die
Trockenheit verhindert auch das Umpflügen , wodurch das nach-
konnnende Saatgeschäft gleichfalls ungünstig beeinflußt wird .

Ans der Landeshauptstadt
Die gesetzliche Miete des Monats August 1923 beträgt für

Karlsruhe -Stadt und Vorort Beiertheim nach einem unver¬
bindlichen Durchschnittssatz das LLWfache der Jahresgrund¬
miete. In dieser .Zahl ist im Gegensatz zu früher veröffent¬
lichten Berechnungen die Treppenhausbeleuchtung »icht mit

inbegrifsen . Die am 1 . September fällige Vorauszahlungdie Grund - und Gewerbesteuer für das Rechnungsjahr IgA
mit ein Siebentel vom lOMfachen des gesamten Steuersatzes
1922, sowie die am 15. September fällige Vorauszahlung ansdie Gemeindesteuer 1923 mit 3000 M . auf IM M . Steuerwerk
ist in diesen Durchschnittssatz eingerechnet. Für die übrigen
Vororte gehen diejenigen statischen Gebühren aö, welche
den Vororten nicht zur Erhebung gelangen .

Städtisches Konzerthaus Heute (Mittwoch) ist infolge des
großen Erfolges nochmals eine Wiederholung der Operette
„Katja , die Tänzerin "

. Morgen (Donnerstag ) abend gelangtdie OperettenneuHt „Verliebte Leute " von Künneke zur Wie¬
dergabe. Die Verfasser des Stückes Hermann Haller und
Mideamus haben dem Weck das bekannte Lustsplel .Ttzomreß
Guckerl" zugrunde gelegt und Künneke hat eine sehr feine,
unterhaltende Musik dazu geschrieben . Die Hauptrollen find
besetzt mit den Damen Doree , Bermsdorf , Liebenstein und
Steffter , sowie den Herren Wahm, Gerhards , Kutzner , Schütt
und Steidl . Leiter der Aufführung ist Direktor Steffter ; die
musikalische Leitung hat Kapellmeister Mürl . „Verliebte Leute'
wird bis zum Schlüsse der Spielzeit , Sonntag , den 2 . Septem¬
ber , gegeben.

Dandel und Mirtscbakt
Berliner Devisennotierungen

am 29 . August vorbörslich
Tendenz : fester .

Holland . . .
29 . August Amtl. Kurs

Geld
vom 28 . Aug .

Brief
2780000 2 483 780 -- 2 506250 - *

Schweiz . . . 1380 000 1147125 .- 1152875 — 11
Belgien . . . 330000 285 200.— 296 740.- “
Italien . . . 310000 275310 -- 276 690— “
London . . . 31 - 32 000 000 28827500 .— 29 072 500.- •
Paris . . . . 400 000 363090 .- 364 910— 10

Newyork . . . 7000000 6384000 — 6416000 .- •

Die kleine Zif er bedeutet die Zuteilung in Prozent .
Der neue Marksturz an den internationalen Börsen ist nach

aus London vorliegenden Informationen auf neue große Ab.
gaben von Markbeständen an den Börsen von London und
Newyork zurückzuführen, wie auch die Londoner '

„Times " in
ihrem Börsenbericht vom Montag geschrieben hat . Da die
Franzosen vom 1 .—35. August im besetzten Gebiet nahezu vier
Billionen Reichsmark beschlagnahmt haben» so kann man mit
Bestimmtheit annehmen , daß diese Beträge jetzt den Weg zu
den Auslandsbörsen gefunden haben.

Der Goldfrankengegenwert im Postverkehr. Für die Woche
vom 27. August bis 2. September ist der deutsche Gegenwert
für den Goldfranken im Paket - , Wertbrief - und Telegramm¬
verkehr mit dem Ausland auf 1200 000 ® . (bisher 700 000 M .)
festgesetzt worden.

Steuererleichterungen für den Tabakkleinhandel. Durch ein
Verordnung des Neichsministeriums der Finanzen vom 24
August wird als Notmaßnahme zugelassen, daß Tabakwaren
kkleinhändler aus Willigkeitsgründen Befreiung von der Ver¬
pflichtung zur Zuschlagsversteuerung gewährt wird , die an sich
im Falle Überschreitens des auf dem Steuerzeichen angebrach¬
ten Kleinverkaufspceises nach gesetzlicher Vorschrift einzutreteq
hätte . Voraussetzung der Steuervergünstigung ist jedoch, daß
der höhere Verkaufspreis durch die Entwertung des Geldes
bedingt wird .

Rheinboldthaus , Zigarren - und Zigarettenvertrieb Baden-
Baden . Die genannte Firma , die Niederlassungen in Kehk,
Karlsruhe und Stuttgart hat , ist von dem bisherigen Inhaber
Dr . Erich Batschari in andere Hände Lbergegangen und in
eine Aktiengesellschaft umgewandelt worden.

Aus der schweizerischen Schokoladeninbustrie. Die schwei-
zerische Schokoladenindustrie hat einen immer stärkeren Rück¬
gang in der Ausfuhr aufzuweisen, was sich daraus erklärt , daß
die die Schweiz größtenteils umgebenden Länder gegenüber der
Schweiz eine niedrige Valuta haben . Sie Hauptausfuhr ging
aber gerade nach diesen Ländern . Der Preis ist aber auch in
der Schweiz selbst infolge der Verteuerung der Milch und deS
Zuckers erheblich gestiegen . Auch Änderungen der Zolltarife
verhindern die Ausfuhr .

Ltaatsanzeiger.
Rr. C 6886 .

Ersatzleistungen der Gemeinden und Grundeigentümer für
Arbeiten der Bermeffungsämter betr .

Auf Grund der Verordnung des Arbeitsministeriums vom
12. Juli 1922, die Ersatzleistungen der Gemeinden und Grunde
eigentümern für die Arbeiten der Vermeflungsämter betr ,
(G .B .Bl . S . 486 ) , werden die Gebührensätze für die ersatz¬
pflichtigen Arbeiten der Vermessungsämter mit Wirkung vom
16 . -August d. I . wie folgt festgesetzt :

Zu 8 1. Ersatzleistungen der Gemeinde« :
Für jede Stunde Zeitaufwand

bei Zimmerarbeiten am Dienstsitz 800000 M .,
im übrigen 10M 0M M .

Zu 8 2. Ersatzleistungen der Grundeigentümer :
Für jede Stunde Zeitaufwand

bei Zimmerarbeiten am Dienstsitz 10M0M M .,
im übrigen 1200000 ® .

Karlsruhe , den 27. August 1923.
Wasser, und Straßenbaudirektion .

A. A . : Hergt . Nagel.

Reichsbahnnotgeld.
Der Reichsverkehrsminister gibt Notgeldscheine über den Be¬

trag von se einer Million Mark heraus , die von allen Kassen
der deutschen Reichsbahn wie gesetzliche Zahlmittel anzuneb -
men und wieder zu Zahlungen zu verwenden find. Auch die
Reichsbankanstalten und die Postanstalten werden die Scheine
als Zahlmittel annehmen . Sie haben folgende Merkmale :

Der Schein ist aus weißem Wasserzeichenpapier gedruckt und
74X130 Millimeter groß. Er trägt auf mattlachsfarbigem
Untergrund mit stilisiertem Blumenmuster in dunkelbrauner
Farbe innerhalb einer gewürfelten Zierleiste folgenden Wort¬
laut in gotischer Schrift :

Deutsche Reichsbahn
Eine Million Mark.

Darunter in Schwabacher Frakturschrist den. Vermerk :
Dieser Schein wird von allen Kaffen der Deuffcben Reichs¬

bahn wie gesetzliche Zahlmittel in Zahlung geac -nmen und
bis zum 31 . Oktober 1923 eingelöst.

Der Rollgebührrntarif der bahnanitlichcn Bestättereien wird
mit sofortiger Wirkung erhöht. Auskunft erteilen die Sta¬
tionen .
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